
PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK 
STEUERBERATER 
FACHBERATER FÜR INTERNATIONALES STEUERRECHT 

MANDANTENBRIEF MÄRZ 2015 
SEITE 1 

 

STEUERBERATER PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK ∙ SELLINER STR. 10 ∙ 01109 DRESDEN ∙ TEL. 03 51-4 59 56 40 ∙ MICHAEL@SCHEFCZYK.NET ∙ WWW.STB-SCHEFCZYK.DE 

►AKTUELL: JAHRESSTEUERGESETZ – ZWEI AUF EINEN STREICH

Über die wesentlichen Inhalte des Jahressteuergeset-
zes 2015 stelle ich eine Sonderausgabe des Mandan-
tenbriefes bereit. Der Bundesrat hat dem Gesetzent-
wurf erst relativ spät zugestimmt und möchte offen-
bar einen erhöhten Einfluss der Länder auf die Steu-
ergesetzgebung durchsetzen. Dazu hat der Bundes-
rat in einer Protokollerklärung festhalten lassen, dass 
z. B. die Neufassung des Investmentsteuerrechts 
und eine stärkere Systematisierung des Umwand-
lungssteuerrechts alsbald zu regeln sind. 
Parallel wurde am 20.02.2015 der Referentenentwurf 
eines Jahressteuergesetzes 2016 publik, der einige 
der kritischen Punkte aufgreift, mit gemischten 
Auswirkungen auf die Steuerpflichtigen. Eine Er-
leichterung besteht darin, dass bei der Bildung des 
Investitionsabzugsbetrages die Funktion des später 
anzuschaffenden Wirtschaftsgutes nicht mehr be-
nannt werden muss. Damit wird ein derzeit durch-
aus erhebliches Risiko bei der Handhabung des In-

vestitionsabzugsbetrages vermieden. Ebenfalls posi-
tiv ist, dass – rückwirkend – der Untergang des Ver-
lustvortrages bei Kapitalgesellschaften in bestimm-
ten Fällen sinnvollerweise nicht eingreifen soll, näm-
lich wenn Umstrukturierungen im Konzern oder 
über Personengesellschaften erfolgen, die zu keinem 
wirtschaftlichen Rechtsträgerwechsel führen. 
Stärker beschränkt werden soll die Möglichkeit, 
steuerneutrale Umwandlungen mit Barausgleich 
durchzuführen. Grundsätzlich sollen Umwandlun-
gen, bei denen Unternehmen in ein anderes Rechts-
kleid wechseln, steuerneutral möglich sein. Ein-
dämmen möchte der Gesetzgeber aber die Möglich-
keit, bei Umwandlungen neben Anteilen am neuen 
Rechtsträger auch einen Barausgleich zu gewähren, 
weil dies das Ziel der Umwandlung verwässert. 
Hier sollen Obergrenzen (25 % des Buchwertes oder 
300.000 €) eingeführt werden, bei deren Überschrei-
tung stille Reserven aufgedeckt werden. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG MÄRZ UND APRIL 2015 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.03.2015 10.04.2015 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2015 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2015 – 

Umsatzsteuer2 10.03.2015 10.04.2015 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.03.2015 13.04.2015 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung4 27.03.2015 28.04.2015 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UMSATZSTEUER 

Regelmäßig kein Vorsteuerabzug bei unentgeltli-
cher Überlassung einer Wohnung durch GmbH an 
ihren Geschäftsführer 
Die unentgeltliche Überlassung einer Wohnung 
durch eine Kapitalgesellschaft an ihre Arbeitnehmer 
führt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs regel-
mäßig dazu, dass die Kapitalgesellschaft die auf 
hierfür notwendige Eingangsleistungen entfallende 
Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer abziehen kann. Die 
Eingangsleistungen stehen nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Tätigkeit 
der Kapitalgesellschaft. Übernachtungsleistungen, 
die ein Unternehmer an seine Arbeitnehmer er-
bringt, gehören nur dann zur wirtschaftlichen Tätig-
keit des Unternehmers, wenn sie im überwiegenden 
betrieblichen Interesse des Arbeitgebers bewirkt 
werden (z. B. Übernachtungsleistungen anlässlich 
einer Dienstreise oder einer sonstigen Auswärtstä-
tigkeit des Arbeitnehmers). Bei langfristiger Überlas-
sung einer Wohnung steht das private Wohnbedürf-
nis des Arbeitnehmers im Vordergrund. 
Bei Gebäuden, die nach dem 31.12.2010 angeschafft 
oder hergestellt worden sind, scheidet ein Vorsteu-
erabzug auch bei entgeltlicher Überlassung aus. 

Bruchteilsgemeinschaft ist nur bei Ausführung 
eigener steuerbarer Leistungen Unternehmerin 
und als Leistungsempfängerin zum Vorsteuerab-
zug berechtigt 
Erwerben mehrere Landwirte gemeinsam einen 
Mähdrescher, den sie sodann ohne gesondertes Ent-
gelt im Rahmen ihres jeweiligen landwirtschaftlichen 
Betriebs nutzen, sind die einzelnen Mitglieder der 
Bruchteilsgemeinschaft unmittelbar Leistungsemp-
fänger bei der Lieferung des Mähdreschers. Sie kön-
nen deshalb den auf sie entfallenden Anteil an der 
Umsatzsteuer aus dem Einkauf des Mähdreschers 
als Vorsteuer abziehen. Die Bruchteilsgemeinschaft 
als solche ist nicht Unternehmerin, da sie keine eige-
ne wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 
Erwirbt ein Miteigentümer den Miteigentumsanteil 
eines anderen Miteigentümers, liegt ein Leistungs-
austausch zwischen den Miteigentümern vor, sodass 
der Erwerber die ihm vom Veräußerer in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann. 
Weist der Veräußerer in der Rechnung die Umsatz-
steuer zu niedrig aus, so kann der Leistungsempfän-
ger die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vor-
steuer abziehen. Eine zu niedrig ausgewiesene Um-
satzsteuer ist eine gesetzlich geschuldete Steuer. 

Vorsteuerabzug bei Rechnungsverlust 
Der Vorsteuerabzug setzt u. a. eine ordnungsgemäße 
Rechnung voraus. In einem Streitfall konnte ein Un-
ternehmer bei einer Außenprüfung Eingangsrech-

nungen nicht vorlegen. Er machte geltend, sie seien 
gestohlen worden. Der Außenprüfer kürzte die gel-
tend gemachten Vorsteuern um 40 %. Aus der Kla-
geabweisung durch den Bundesfinanzhof ergeben 
sich folgende Erkenntnisse: 
· Besitzt der Unternehmer die Originalrechnung 

nicht mehr, kann er auf andere Art nachweisen, 
dass er im Besitz einer solchen war. 

· Der Nachweis kann durch jedes zulässige Be-
weismittel erfolgen, z. B. durch Zweitausferti-
gungen oder Kopien der Rechnungen, die vom 
Lieferanten besorgt werden können. 

· Der Unternehmer kann auch durch Zeugen oder 
eidesstattliche Versicherungen, etwa von Mitar-
beitern, nachweisen, dass er im Besitz der Origi-
nalrechnungen war. Aus der Aussage muss sich 
jedoch ergeben, dass für eine konkret bezeichnete 
Eingangsleistung die Originalrechnung vorlag. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Keine rückwirkende Aufdeckung von stillen Re-
serven bei Übertragung eines Wirtschaftsgutes in 
ein anderes Betriebsvermögen eines Steuerzahlers 
und Veräußerung innerhalb der Sperrfrist 
K war alleiniger Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
GmbH & Co. KG. Komplementärin der KG war eine 
kapitalmäßig nicht an der KG beteiligte GmbH. K 
war auch zivilrechtlicher Eigentümer eines der KG 
zur Nutzung überlassenen Grundstücks. Er übertrug 
das Grundstück mit Vertrag vom 13.12.2007 unent-
geltlich auf die KG. Dort wurde es in der Gesamt-
handsbilanz aktiviert und mit weiterem Vertrag vom 
13.12.2007 mit Wirkung zum April 2008 veräußert. 
Das Finanzamt sah in diesem Verkauf einen Verstoß 
gegen gesetzlich vorgesehene Behaltefristen. Deshalb 
sollte die Übertragung des Grundstücks von K auf 
die KG rückwirkend mit dem Teilwert angesetzt, die 
stillen Reserven aufgelöst und eine dementspre-
chende Versteuerung vorgenommen werden. 
Dieser Auffassung ist der Bundesfinanzhof nicht 
gefolgt: Wird das Grundstück durch den alleinigen 
Kommanditisten an der Einpersonen-GmbH & Co. 
KG unentgeltlich in das Gesamthandsvermögen die-
ser KG übertragen, kann die Einlage mit dem Buch-
wert erfolgen. Das gilt auch, wenn die KG das 
Grundstück anschließend innerhalb der gesetzlichen 
Sperrfrist von drei Jahren veräußert. 

Nachträglicher Auflösungsverlust aus wesentlicher 
Beteiligung nach insolvenzfreier Liquidation auch 
rückwirkend zu berücksichtigen 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch 
der Gewinn oder Verlust, den ein wesentlich betei-
ligter Gesellschafter aus der Auflösung einer Kapi-
talgesellschaft erzielt. Die Einkünfte errechnen sich 
aus dem gemeinen Wert des dem Gesellschafter bei 
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der Auflösung zugeteilten oder zurückgezahlten 
Vermögens abzüglich der Anschaffungs- und Ver-
äußerungskosten. Ein Gewinn ist in dem Jahr zu 
versteuern, in dem das auf die Beteiligung entfallen-
de Vermögen der Gesellschaft verteilt wurde. Ein 
Verlust kann bereits in dem Jahr geltend gemacht 
werden, in dem mit einer wesentlichen Änderung 
des bereits feststehenden Verlustes nicht mehr zu 
rechnen ist, spätestens aber im Jahr der Löschung 
der Gesellschaft im Handelsregister. Durch spätere 
Ereignisse können sich die ursprünglich ermittelten 
und bei der Besteuerung berücksichtigten Einkünfte 
noch ändern. In diesem Fall sind die ursprünglichen 
Steuerbescheide entsprechend zu ändern. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
wurde eine Bau-GmbH 2001 im Handelsregister ge-
löscht. 2003 wurde eine Nachtragsliquidation ange-
ordnet, weil ein Bauherr noch gerichtlich Gewähr-
leistungsansprüche gegen die GmbH geltend ge-
macht hatte. Später einigte man sich auf einen Scha-
densersatz, den der Gesellschafter 2005 zahlen muss-
te. Der Gesellschafter machte die Zahlung als nach-
träglichen Auflösungsverlust für den Veranlagungs-
zeitraum 2005 geltend und wollte entsprechende 
Einkommensteuern erstattet haben. Das Gericht ent-
schied, dass der Schadensersatz als nachträglicher 
Auflösungsverlust zu werten war. Er war als sog. 
rückwirkendes Ereignis im Veranlagungszeitraum 
2001 zu berücksichtigen. 

Umsatzsteuer: Neuregelungen bei der Selbstanzei-
ge seit dem 01.01.2015 
Der Bundesrat hat im Dezember 2014 das Gesetz zur 
Änderung der Abgabenordnung und des Einfüh-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung verabschiedet. 
Das Recht der Selbstanzeige wurde zum 01.01.2015 
durch Ausdehnung des Berichtigungszeitraums auf 
zehn Jahre sowie durch eine Erhöhung der Strafzu-
schläge verschärft. Im Bereich der Umsatzsteuer 
wurde z. T. wieder der alte Rechtszustand von vor 
dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz hergestellt. Bei 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen sind wieder mehr-
fache Korrekturen möglich. Für Umsatzsteuer-
Jahreserklärungen gilt dies allerdings nicht. Diese 
unterliegen weiterhin dem Vollständigkeitsgebot. 
Nachgeholte oder berichtigte Umsatzsteuer-Voran-
meldungen und Lohnsteueranmeldungen gelten 
wieder als wirksame Teilselbstanzeigen, das Voll-
ständigkeitsgebot gilt insoweit nicht. Die Tatentde-
ckung stellt auch keinen Sperrgrund dar, wenn die 
Entdeckung der Tat auf der Nachholung oder Be-
richtigung von Umsatzsteuer-Voranmeldungen be-
ruht. Damit sind seit dem 01.01.2015 wieder mehrfa-
che Korrekturen von Umsatzsteuer-Voranmeldun-
gen möglich. Ebenso ist es für die Korrektur einer 
Umsatzsteuer-Jahreserklärung des Vorjahres nicht 
erforderlich, auch zugleich die Umsatzsteuer-Voran-
meldungen des laufenden Jahres zu berichtigen. 

Bei den Umsatzsteuer-Jahreserklärungen besteht das 
Vollständigkeitsgebot fort, sodass strafbefreiende 
Teilselbstanzeigen hier nicht möglich sind. Die „fak-
tische Unmöglichkeit“ der Abgabe von Selbstanzei-
gen im Unternehmensbereich ist damit eindeutig. 
Es bleibt bei der bestehenden strafrechtlichen Ver-
jährung von fünf Jahren. Die Verlängerung der 
Strafverfolgungsverjährung für einfache Steuerhin-
terziehungen auf zehn Jahre wurde nicht verwirk-
licht. Allerdings will der Gesetzgeber den Berichti-
gungszeitraum der Selbstanzeige auf zehn Jahre 
ausdehnen. Zukünftig sind Angaben zu allen unver-
jährten Steuerstraftaten einer Steuerart erforderlich, 
mindestens jedoch zu allen Steuerstraftaten einer 
Steuerart innerhalb der letzten zehn Kalenderjahre. 
Die Sperrwirkungen bei der Selbstanzeige wurden 
deutlich verschärft. Zukünftig reicht die Bekanntga-
be der Prüfungsanordnung gegenüber dem an der 
Tat Beteiligten für die Sperrwirkung aus. Dies war 
bisher nur für den Täter vorgesehen. Eine Umsatz-
steuer-Nachschau führt nunmehr – wie eine Umsatz-
steuer-Sonderprüfung – die Sperrwirkung herbei. 
Nach Beendigung einer Nachschau ist die Möglich-
keit zur Selbstanzeige wieder gegeben. Die Sperr-
wirkung bei der Bekanntgabe einer Betriebsprüfung 
oder Umsatzsteuer-Sonderprüfung ist in Zukunft 
sachlich und zeitlich auf die in der Prüfungsanord-
nung aufgeführten Zeiträume beschränkt. 
Nach neuem Recht wird der Strafzuschlag bereits ab 
einem Steuerverkürzungsbetrag von 25.000,00 € 
festgesetzt. Die zu zahlenden Strafzuschläge wurden 
deutlich erhöht und außerdem gestaffelt: Sie betra-
gen nunmehr 10 % bei Hinterziehungsbeträgen unter 
100.000,00 €, 15 % bei Hinterziehungsbeträgen zwi-
schen 100.000,00 und 1 Mio. € sowie 20 % bei Hin-
terziehungsbeträgen über 1 Mio. €. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Künstlersozialabgabe: Änderungen seit 01.01.2015 
Am 01.01.2015 ist das so genannte Künstlersozialab-
gabestabilisierungsgesetz in Kraft getreten. 
Die wichtigsten Änderungen im Überblick: 
Geringfügigkeitsgrenze 
Für Eigenwerber und für Unternehmen, die der Ab-
gabepflicht nach der so genannten Generalklausel 
unterliegen, wurde eine Geringfügigkeitsgrenze ein-
geführt. Danach sind diese Unternehmen abgabe-
pflichtig, wenn die Summe der gezahlten Entgelte in 
einem Kalenderjahr 450 € übersteigt. Für die so ge-
nannten typischen Verwerter gilt die Geringfügig-
keitsgrenze nicht. 
Die Neuregelung wird erst für die Meldung des Ka-
lenderjahres 2015 (Abgabefrist 31.03.2016) bedeut-
sam. Die Pflicht der Unternehmen, entsprechende 
Aufzeichnungen zu führen, wird beibehalten. 
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Betriebsprüfungen 
Die Künstlersozialabgabe wird seit 01.01.2015 zu-
sammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
von den Trägern der Deutschen Rentenversicherung 
(DRV) geprüft. Arbeitgeber, die bereits künstlersozi-
alabgabepflichtig sind, oder solche mit mehr als 19 
Beschäftigten werden mindestens alle vier Jahre ge-
prüft. Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschäftigten 
werden nur dann geprüft, wenn sie zu einem jähr-
lich festzulegenden Prüfkontingent gehören, darüber 
hinaus nur, wenn sie nach Beratung durch die Trä-
ger der DRV keine schriftliche Bestätigung abgeben, 
dass relevante Sachverhalte der Künstlersozialkasse 
gemeldet werden. Die Prüfung umfasst alle Haupt- 
und Unterbetriebe. Zur Durchführung von bran-
chenspezifischen Schwerpunktprüfungen und an-
lassbezogenen Prüfungen hat die Künstlersozialkas-
se zusätzlich ein eigenes Prüfrecht erhalten. 
Ausgleichsvereinigung 
Eine Ausgleichsvereinigung erfüllt als Zusammen-
schluss mehrerer Unternehmen an deren Stelle die 
Pflichten nach dem Künstlersozialversicherungsge-
setz. Zur Erleichterung der Bildung solcher Aus-
gleichsvereinigungen kann die Künstlersozialkasse 
mit Zustimmung des Bundesversicherungsamts mit 
den Ausgleichsvereinigungen vertraglich abwei-
chende Regelungen zum gesetzlichen Melde- und 
Abgabeverfahren vereinbaren. 
Bußgelder 
Für Verstöße gegen die Melde-, Auskunfts- oder 
Vorlagepflicht sowie gegen die Aufzeichnungspflicht 
beträgt der Bußgeldrahmen nunmehr einheitlich 
50.000 €. 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer 
bei Betriebsveranstaltungen ab 01.01.2015 
Zuwendungen des Arbeitgebers an die Arbeitneh-
mer bei Betriebsveranstaltungen gehören als Leis-
tungen im überwiegenden betrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers nicht zum Arbeitslohn, wenn es 
sich um herkömmliche Betriebsveranstaltungen und 
um bei diesen Veranstaltungen übliche Zuwendun-
gen handelt. Übliche Zuwendungen bei einer Be-
triebsveranstaltung sind insbesondere Aufwendun-
gen für den äußeren Rahmen (z. B. für Räume, Mu-
sik, Kegelbahn, für künstlerische und artistische 
Darbietungen), wenn die Darbietungen nicht der 
wesentliche Zweck der Betriebsveranstaltung sind. 
Auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) hat der Gesetzgeber reagiert und entgegen 
dem BFH die Verwaltungsauffassung durch einen 
neuen Tatbestand im Einkommensteuergesetz er-
setzt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage deut-
lich verbreitert, der seit 1993 fast unveränderte Wert 
von 110 € (damals 200 DM) aber nicht erhöht. Aller-
dings machte er mit Wirkung ab 01.01.2015 aus der 
bisherigen Freigrenze einen Freibetrag. 

Danach gilt künftig Folgendes: 
· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich 

um eine Veranstaltung auf betrieblicher Ebene 
mit gesellschaftlichem Charakter handelt. 

· Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des 
Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in sich ge-
schlossenen betrieblichen Organisationseinheit 
(z. B. einer Abteilung) offen stehen. 

· Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveran-
staltung sind alle Aufwendungen des Arbeitge-
bers inklusive Umsatzsteuer, und zwar unabhän-
gig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern indi-
viduell zurechenbar sind oder es sich um einen 
rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebs-
veranstaltung handelt, die der Arbeitgeber ge-
genüber Dritten für den äußeren Rahmen der Be-
triebsveranstaltung aufwendet. 

· Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 
110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden 
Arbeitnehmer nicht übersteigen, bleiben sie beim 
Arbeitnehmer steuerlich unberücksichtigt. 

· Zuwendungen bis 110 € bleiben steuerfrei, soweit 
ein Arbeitnehmer an nicht mehr als zwei Be-
triebsveranstaltungen pro Jahr teilnimmt. Über-
steigen die Kosten für eine von zwei Betriebsver-
anstaltungen den Freibetrag von 110 € und/oder 
nimmt ein Arbeitnehmer an weiteren Betriebs-
veranstaltungen teil, sind die insoweit anfallen-
den zusätzlichen Kosten steuerpflichtig. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal 
versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitneh-
mern offen stand. 
Bei den Veranstaltungen sollte noch beachtet wer-
den, dass Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes 
Zehrgeld sind, nicht der Pauschalierungsmöglichkeit 
unterliegen und voll versteuert werden müssen. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Nach Bestandskraft gestellter Antrag auf Realsplit-
ting kein rückwirkendes Ereignis 
Beim Realsplitting kann ein Unterhaltszahler auf 
Antrag den an seinen geschiedenen oder dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten gezahlten Unterhalt als 
Sonderausgaben absetzen. Der den Unterhalt emp-
fangende Ehegatte muss zustimmen und im Gegen-
zug die Beträge als sonstige Einkünfte versteuern. 
Versäumt es der Unterhaltszahler, die Sonderausga-
ben vor Bestandskraft seines Einkommensteuerbe-
scheids geltend zu machen, führt der erst danach 
gestellte Antrag nicht zur Korrektur des Steuerbe-
scheids, wenn die Zustimmungserklärung des Un-
terhaltsempfängers dem Unterhaltszahler bereits vor 
Eintritt der Bestandskraft vorlag. 


